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Voraussetzungen des Täter-Opfer-Ausgleichs (Ausgleichsbemühungen; Wiedergutmachung; Geständnis);

Vorstrafen bei der Strafzumessung.

§ 46 StGB; § 46a StGB

Leitsätze des Bearbeiters

1. § 46a StGB erfordert vom Täter regelmäßig mindestens, sich gegenüber dem Opfer zu seiner Schuld zu

bekennen und dessen Opferrolle zu respektieren, wofür es jedenfalls bei schweren Gewaltdelikten in der

Regel eines Geständnisses bedarf. Ein nur eingeschränktes Geständnis steht der Anwendung des § 46a StGB

nach dem Sinn und Zweck dieser Regelung nicht entgegen, wenn nach gelungenen Ausgleichsbemühungen

die strafrechtliche Ahndung und das Verteidigungsverhalten des Täters für das Opfer nicht mehr von

besonderem Interesse sind. Maßgeblich ist insofern grundsätzlich, ob die Leistungen des Täters als so

erheblich anzusehen sind, dass damit das Unrecht der Tat oder deren materielle oder immaterielle Folgen

als „ausgeglichen“ erachtet werden können.

2. Nicht einschlägige Vorstrafen müssen nicht stets einen (bestimmenden) strafschärfenden Umstand bei

der Strafbemessung darstellen. Es ist jedoch grundsätzlich verfehlt, den Umstand eines lediglich geringen

Maßes an Vorverurteilungen strafmildernd zu werten. Nur das Fehlen von Vorstrafen ist strafmildernd zu

berücksichtigen, wohingegen Vorverurteilungen zu Lasten des Täters wirken.

Entscheidungstenor

Die Revision der Staatsanwaltschaft gegen das Urteil des Landgerichts Lübeck vom 20. Juni 2025

wird verworfen.

Die Kosten des Rechtsmittels und die dem Angeklagten insoweit entstandenen notwendigen

Auslagen trägt die Staatskasse.

Gründe

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen besonders schweren Raubes in Tateinheit mit gefährlicher

Körperverletzung zu einer Freiheitsstrafe von fünf Jahren und sechs Monaten verurteilt. Die

Staatsanwaltschaft wendet sich mit ihrer zu Ungunsten des Angeklagten eingelegten und durch den

Generalbundesanwalt (überwiegend) vertretenen, auf die Verletzung materiellen Rechts gestützten

Revision - nach Rücknahme im Übrigen - allein noch gegen den Strafausspruch. Das Rechtsmittel bleibt

ohne Erfolg.

I.

1. Das Landgericht hat folgende Feststellungen getroffen:

1

2



Der Angeklagte ließ sich am späten Nachmittag des 8. November 2024 vom Nebenkläger, der als

angestellter Taxifahrer arbeitete, für einen Festpreis von 215 Euro von L. in die Nähe von R. fahren. Er

übergab das Geld während der Fahrt in bar an den Nebenkläger, der es in der vorderen Bauchtasche

seines Kapuzenpullovers verstaute. Spätestens kurz vor Ankunft fasste der Angeklagte den Plan, das

Fahrtgeld - auch mit Gewaltanwendung - wieder in seinen Besitz zu bringen. Er veranlasste den

Nebenkläger, ihn in Abänderung des ursprünglichen Fahrtziels zum Ende einer an einem Grünbereich

gelegenen Sackgasse zu fahren, wo nur wenige Menschen auf der Straße zu erwarten waren.

Dort bei Einbruch der Dunkelheit angekommen stiegen beide aus dem Fahrzeug, um auf Vorschlag des

Angeklagten noch gemeinsam eine Zigarette zu rauchen. Währenddessen entfernte sich der Angeklagte

einige Schritte, um unbemerkt ein Jagdmesser aus der Tasche zu holen. Dann trat er von hinten an den

Nebenkläger heran, der nicht auf ihn achtete und sich keines Angriffs versah. Er stach ihm das Messer in

den rechten Unterbauch, wobei er billigend in Kauf nahm, dass der Nebenkläger nicht nur verletzt

werden, sondern auch zu Tode kommen könnte. Der Nebenkläger sank in den Vierfüßlerstand. Der

Angeklagte nutzte diesen Moment, beugte sich über ihn und nahm ihm das gezahlte Geld aus der

Bauchtasche. Er ging davon aus, den Nebenkläger nicht tödlich verletzt zu haben, und flüchtete vom

Tatort in den angrenzenden Grünbereich.

Der Nebenkläger erlitt durch den Stich zwei Perforationen des Dünndarms, die eine Notoperation

erforderlich machten, bei der ihm 15 cm des Dünndarms entfernt werden mussten. Zudem kam es

aufgrund der Verletzung zu einem Austritt von Darminhalt in die Bauchhöhle, wodurch eine eitrige

Bauchfellentzündung hervorgerufen wurde, die ohne zeitnahe medizinische Versorgung zum Tod des

Nebenklägers geführt hätte.

Nach schriftsätzlicher Ankündigung gegenüber dem Nebenklägervertreter hat der Angeklagte in der

Hauptverhandlung vom 14. Mai 2025 einen Schmerzensgeldbetrag in Höhe von 10.000 Euro ohne

Anrechnung auf zivilrechtliche Forderungen an den Nebenkläger gezahlt und sich entschuldigt. Der

Nebenkläger hat die Entschuldigung und das Geld angenommen und dem Angeklagten für seine Zukunft

alles Gute gewünscht. An den Arbeitgeber des Nebenklägers hat der Angeklagte einen Betrag von 215

Euro zum materiellen Schadensausgleich überwiesen und sich bei ihm schriftlich über seinen Verteidiger

für seine Tat entschuldigt. Der Arbeitgeber hat die Entschuldigung ebenfalls angenommen.

2. Das Landgericht hat die Tat - unter Bejahung eines freiwilligen Rücktritts vom Versuch des Mordes und

des besonders schweren Raubes mit Todesfolge - als gefährliche Körperverletzung gemäß § 224 Abs. 1 Nr.

2 Alt. 2 und Nr. 5 StGB in Tateinheit mit besonders schwerem Raub (§ 249 Abs. 1, § 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB)

bewertet. Bei der Strafzumessung ist die Strafkammer vom Strafrahmen des § 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB

ausgegangen, den sie gemäß §§ 46a, 49 Abs. 1 StGB gemildert hat. Einen minder schweren Fall gemäß §

250 Abs. 3 StGB hat sie - auch in Ansehung des vertypten Milderungsgrundes - verneint. Hierbei hat das

Landgericht zugunsten des Angeklagten berücksichtigt, dass er „nicht einschlägig vorbestraft und als

Erstverbüßer besonders haftempfindlich“ sei, sowie zu seinen Lasten, dass er „gleich zwei

Tatbestandsalternativen“ des § 224 Abs. 1 StGB verwirklicht habe.

II.

Die wirksam auf den Strafausspruch beschränkte Revision der Staatsanwaltschaft ist unbegründet, da die

Strafzumessung des Landgerichts keine durchgreifenden Rechtsfehler zum Vorteil des Angeklagten

aufweist.

1. Die Gewährung einer Strafrahmenverschiebung gemäß §§ 46a, 49 Abs. 1 StGB ist nicht zu beanstanden.

Das Landgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass der Angeklagte die gesetzlichen
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Voraussetzungen sowohl hinsichtlich des Nebenklägers als auch hinsichtlich dessen Arbeitgebers erfüllt

hat.

a) In Bezug auf den Nebenkläger hat das Landgericht zutreffend § 46a Nr. 1 StGB zugrunde gelegt.

aa) Der Bejahung der Voraussetzung dieser Norm steht das Einlassungsverhalten des Angeklagten nicht

entgegen. Dieser hat eine Bezahlung des Fahrpreises und dessen Wegnahme bestritten. Er habe aus ihm

selbst nicht erklärlichen Gründen auf den Nebenkläger eingestochen, als dieser ihn eingeholt und

„angepöbelt“ habe, nachdem er nach Fahrtende wegzulaufen versucht habe.

Das Landgericht hat diese Angaben wie geboten nach den Umständen des Einzelfalls in wertender

Betrachtung gewürdigt (BGH, Urteil vom 19. Dezember 2002 - 1 StR 405/02, BGHSt 48, 134; vgl. auch

MüKoStGB/Maier, 5. Aufl., § 46a Rn. 36). Dabei hat es bedacht, dass § 46a StGB vom Täter regelmäßig

mindestens erfordert, sich gegenüber dem Opfer zu seiner Schuld zu bekennen und dessen Opferrolle zu

respektieren, wofür es jedenfalls bei schweren Gewaltdelikten in der Regel eines Geständnisses bedarf

(st. Rspr.; vgl. BGH, Urteil vom 20. November 2025 - 4 StR 232/25 Rn. 15 mwN). Es hat diese Voraussetzung

mit Blick darauf bejaht, dass ein nur eingeschränktes Geständnis nach dem Sinn und Zweck der Regelung

der Anwendung des § 46a StGB nicht entgegensteht, wenn nach gelungenen Ausgleichsbemühungen die

strafrechtliche Ahndung und das Verteidigungsverhalten des Täters für das Opfer nicht mehr von

besonderem Interesse sind (vgl. nur BGH, Urteil vom 5. Februar 2025 - 6 StR 245/24 Rn. 20 f. mwN, StV

2025, 457). Dabei konnte es sich darauf stützen, dass nach dessen eigener Erklärung für den Nebenkläger

nicht die Wegnahme des seinem Arbeitgeber zustehenden Geldbetrags, sondern seine lebensgefährliche

Bauchverletzung im Zentrum der Tatfolgen stand. Das Verteidigungsverhalten in Bezug auf die

Wegnahme sei für den Nebenkläger daher spätestens nach dem kommunikativen Prozess in der

Hauptverhandlung, bei dem er die Entschuldigung des Angeklagten akzeptierte und ihm alles Gute für

die Zukunft wünschte, nicht mehr von Bedeutung gewesen.

Dies ist, nachdem der Angeklagte dem Nebenkläger offensichtlich Genugtuung verschafft hat (vgl. BGH,

Urteil vom 25. Juli 2024 - 1 StR 471/23 Rn. 16 mwN), nicht zu beanstanden. Das gilt umso mehr, als der

Angeklagte ausweislich seiner Zahlung an den Arbeitgeber auch den entstandenen wirtschaftlichen

Schaden der Sache nach nicht bestritten hat.

bb) Das Landgericht ist zudem ohne Rechtsfehler davon ausgegangen, dass der Angeklagte die Folgen

seiner Tat gegenüber dem Nebenkläger ganz oder zum überwiegenden Teil wiedergutgemacht hat. Für

die anhand eines objektivierenden Maßstabs vorzunehmende Prüfung, ob die Leistungen des Täters als

so erheblich anzusehen sind, dass damit das Unrecht der Tat oder deren materielle oder immaterielle

Folgen als „ausgeglichen“ erachtet werden können, lassen sich den Urteilsgründen ausreichend konkrete

Feststellungen zu dem durch die Tat entstandenen materiellen und immateriellen Schaden entnehmen

(vgl. zu den Anforderungen BGH, Urteil vom 15. Januar 2020 - 2 StR 412/19 Rn. 12, StV 2021, 31).

Insbesondere ist angesichts der Schwere der Verletzungen des Nebenklägers einerseits und der ihm

inzwischen gelungenen Überwindung der physischen und psychischen Tatfolgen andererseits nicht

ersichtlich, dass die Höhe des gezahlten Schmerzensgeldes hinter dem zum Ausgleich Erforderlichen

zurückgeblieben wäre. Dabei hat die Strafkammer zutreffend auch den Umstand berücksichtigt, dass der

Nebenkläger keine weitergehende Zahlung verlangt hat.

b) Hinsichtlich des Arbeitgebers des Nebenklägers hat der Angeklagte nach den Feststellungen ebenfalls

die Voraussetzungen des § 46a Nr. 1 StGB erfüllt. Denn er hat insoweit nicht nur den materiellen Schaden

wieder gutgemacht, sondern sich auch im Rahmen eines kommunikativen Prozesses über seinen

Verteidiger entschuldigt und damit insoweit Verantwortung für seine Tat übernommen. Der Arbeitgeber

hat die Entschuldigung angenommen. Daher kann dahinstehen, ob der Angeklagte überdies wie vom

Landgericht angenommen auch den Anforderungen des § 46a Nr. 2 StGB gerecht geworden ist (vgl. zur

10

11

12

13

14

15



gleichzeitigen Anwendung beider Alternativen des § 46a StGB BGH, Urteil vom 19. Dezember 2002 - 1 StR

405/02, BGHSt 48, 134).

2. Es begegnet keinen durchgreifenden Bedenken, dass das Landgericht zugunsten des Angeklagten

gewertet hat, dass er als Erstverbüßer besonders haftempfindlich sei (vgl. BGH, Urteile vom 4. Februar

2021 ‒ 4 StR 457/20 Rn. 12; vom 1. Februar 2024 - 4 StR 287/23 Rn. 22; und vom 25. März 2026 - 2 StR

111/25 Rn. 106). Der Senat vermag den Urteilsgründen anders als der Generalbundesanwalt nicht zu

entnehmen, dass das Landgericht ‒ was angesichts der nach § 51 Abs. 1 Satz 1 StGB vorzunehmenden

Anrechnung rechtlich bedenklich wäre (vgl. BGH, Urteile vom 10. April 2024 - 5 StR 444/23 Rn. 7; vom 19.

Dezember 2024 - 5 StR 490/24 Rn. 39) ‒ die erlittene Untersuchungshaft als solche strafmildernd

berücksichtigt hätte, ohne über die üblichen Beschwernisse einer Untersuchungshaft hinausgehende

Belastungen konkret festgestellt zu haben.

3. Allerdings hat die Strafkammer im gleichen Zusammenhang auch zugunsten des Angeklagten

berücksichtigt, dass er „nicht einschlägig vorbestraft“ sei. Zwar müssen nicht einschlägige Vorstrafen

nicht stets einen (bestimmenden) strafschärfenden Umstand bei der Strafbemessung darstellen (vgl.

allgemein hierzu BGH, Urteile vom 19. Februar 2008 - 5 StR 512/07 Rn. 13; vom 4. August 1971 - 2 StR

13/71, BGHSt 24, 198, 199; Beschluss vom 7. März 2001 - 2 StR 21/01; Fischer/Lutz, StGB, 73. Aufl., § 46 Rn.

38; Schäfer/ Sander/van Gemmeren, Praxis der Strafzumessung, 7. Aufl., Rn. 650 ff.). Es ist jedoch

grundsätzlich verfehlt, den Umstand eines lediglich geringen Maßes an Vorverurteilungen strafmildernd

zu werten. Nur das Fehlen von Vorstrafen ist strafmildernd zu berücksichtigen, wohingegen

Vorverurteilungen zu Lasten des Täters wirken (BGH, Urteile vom 15. Juli 2020 - 2 StR 288/19 Rn. 23 mwN;

vom 25. Januar 2023 - 1 StR 284/22 Rn. 19; Beschluss vom 30. September 2025 - 3 StR 150/25 Rn. 7, NStZ-

RR 2025, 369). Nachdem es sich bei den Vorstrafen aber lediglich um zwei Geldstrafen in Höhe von 30 und

90 Tagessätzen handelt, vermag der Senat selbst für den Fall ihrer strafschärfenden Berücksichtigung

auszuschließen (§ 337 Abs. 1 StPO), dass das Landgericht eine höhere Strafe verhängt hätte.

4. Die Strafkammer hat zudem rechtsfehlerhaft nicht geprüft, ob der Angeklagte die Körperverletzung

auch mittels eines hinterlistigen Überfalls (§ 224 Abs. 1 Nr. 3 StGB) beging, obwohl sich dies nach den

Feststellungen aufgedrängt hat. Danach veranlasste der Angeklagte den Nebenkläger erst zum

gemeinsamen Rauchen und entfernte sich währenddessen zum unbemerkten Herausholen seines

Messers kurz, um sodann den sich keiner Gefahr versehenden Nebenkläger von hinten zu attackieren

(zum Begriff des hinterlistigen Überfalls vgl. BGH, Urteil vom 30. Januar 2025 - 4 StR 243/24 Rn. 13 mwN,

NStZ 2025, 552).

Der Senat vermag jedoch auch hier auszuschließen (§ 337 Abs. 1 StPO), dass die Strafkammer im Fall der

Bejahung dieser Tatvariante auf eine höhere Strafe erkannt hätte. Zwar hätte der Angeklagte dann anders

als vom Landgericht bei der Strafzumessung angenommen nicht nur zwei, sondern drei Varianten des

Tatbestands der gefährlichen Körperverletzung (§ 224 Abs. 1 StGB) erfüllt. Jedoch hat die Strafkammer

ohnehin das Tatbild in seiner Gesamtheit in den Blick genommen, indem sie bei der Strafzumessung im

engeren Sinn die Gesamtheit der inneren und äußeren Tatumstände gewürdigt hat. Überdies hat sie auch

das tatbestandlich erfüllte Mordmerkmal der Heimtücke bejaht und damit auf eine mit dem

hinterlistigen Überfall zwar nicht deckungsgleiche, im Grundgedanken aber vergleichbare besonders

verwerfliche Begehungsweise abgestellt (vgl. hierzu BGH, Beschluss vom 25. Juli 2002 - 3 StR 41/02, NJW

2002, 3717).

5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 473 Abs. 1 StPO, hinsichtlich der Auslagen des Angeklagten folgt

sie aus § 473 Abs. 2 Satz 1 StPO. Der Nebenkläger hat dagegen seine im Revisionsverfahren entstandenen

notwendigen Auslagen im hier gegebenen Fall einer erfolglos zu Ungunsten des Angeklagten eingelegten

Revision der Staatsanwaltschaft selbst zu tragen (vgl. BGH, Urteil vom 24. November 2011 - 4 StR 331/11

mwN).
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III.

Die Revision des Angeklagten hat der Senat mit Beschluss vom 14. Juli 2026 als unbegründet verworfen. 21


